
Drängen von CDU/CSU und Teilen der FDP ver-
abschiedet wurde, beleuchtet deutlich die Grenzen
frauenpolitischen Engagements: das Portemonnaie
geschiedener Männer. Die Position des Unterhalts-
verpflichteten (zumeist des Ehemannes) galt als zu
stark geschwächt, so daß nun wieder ein Wohlver-
halten der Ehefrau auch nach der Scheidung als
Kriterium für ihren Unterhaltsanspruch eingeführt
wurde ).39

Insgesamt haben CDU und CSU frauenpolitisch
dazugelernt. Sie präsentieren nicht mehr das allein
glücklich machende Leitbild von guter Mutterschaft
und heiler Familie. Sie formulieren Partnerschaft
und Doppelbelastung, Gewalt gegen Frauen und
Gleichwertigkeit der Arbeit in Familie und Beruf.
Es wäre zu einfach, den in Reden, Parteitagsbe-
schlüssen und Gesetzen zum Ausdruck kommen-
den Wunsch nach Aufwertung der Rolle von
Frauen und Müttern sowie die zunehmende Aner-
kennung der weiblichen Erwerbstätigkeit als bloß
dekorative Rhetorik abzutun. Rita Süssmuth steht
hier für eine stärkere Berücksichtigung der Wün-
sche von Frauen nach einer qualifizierten Berufs-
ausbildung und -tätigkeit. Konzeptionelle Wider-
sprüche zu ihrer Partei sind aber unübersehbar. Die
CDU betont einerseits etablierte Normen und hält
an einer klassischen Rollenverteilung in Ehe und
Familie fest. Andererseits favorisiert sie in der
Wirtschaft, der Technologieentwicklung oder am
Arbeitsmarkt modemisierungskonforme politische
Instrumente, die an Fortschritt, Effizienz, Flexibili-
tät ausgerichtet sind und somit tief in die Privat-
sphäre der Familie und auf die Lebensbedingungen
und -chancen von Frauen und Männern einwir-
ken.

Daß die Durchsetzung von egalitären Bildungsmög-
lichkeiten, der Anspruch beruflicher Mobilität oder
die Entwicklung und Anwendung der neuen Infor-
mationstechnologien auf dem Arbeitsmarkt sich
nicht ohne Umwälzung innerhalb der Familien und
des Geschlechterverhältnisses vollziehen würden,
ist mittlerweile deutlich geworden. Keiner kann die
„Uhren der Modernisierung zurückdrehen“ ) oder
sie für den Bereich der Familie abstellen. Der Wi
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-
derspruch zwischen Arbeitsmarktrationalitäten und
Familiennotwendigkeiten bzw. den Ansprüchen
von Frauen kann nicht mehr mit rückwärtsgewand-
ter Rhetorik und einem Gestus, der den angebli-
chen Egoismus der Frauen tadelt, zugedeckt wer-
den. Die Gleichstellung wird in allen gesellschaftli-
chen Bereichen gefordert. Frauen sind sensibler

geworden gegenüber Bevormundung beispiels-
weise in bezug auf den Schwangerschaftsabbruch
oder gegenüber halbherziger, nur symbolischer Po-
litik — wie in der Rentenreform oder beim Erzie-
hungsurlaub. Insofern gelingt es der Union nur
schwer, gerade jüngere Frauen anzusprechen, die
skeptischer geworden sind gegenüber einer Politik,
die Herztöne anschlägt, anstatt ihren Willen in
handfesten Etatzuweisungen auszudrücken. In dem
Maße, wie das Frauenbild funktional an die tradi-
tionelle Rollenvorgabe durch Mutterschaft und Fa-
miliendasein gekoppelt bleibt und Neuerungen nur
das Vokabular, nicht die Praxis von Frauenpolitik
betreffen, konserviert die Union in ihrer Frauenpo-
litik weiterhin ideologische Muster, die dem ge-
wachsenen Selbstbewußtsein und dem gestiegenen
Anspruchsniveau von Frauen nicht gerecht wer-
den.

2. Die FDP

1978 forderte die FDP in ihrem Gleichberechti-
gungsprogramm ein Antidiskriminierungsgesetz41 )
und war bis 1981/82 die einzige Partei, die sich für
ein solches frauenpolitisches Schutzgesetz ein-
setzte. Der Koalitionswechsel von 1982 stellte die
FDP vor neue Handlungszwänge. Die Annäherung
an den konservativen Koalitionspartner geschah
primär über die Bereiche Wirtschafts- und Finanz-
politik und nötigte die Liberalen zu einem frauen-
politischen Umdenken. Zahlreiche profilierte FDP-
Frauen verließen nach der „Wende“ die Partei,
Frauenpolitik schien auf die hinteren Plätze der
politischen Prioritätenskala verbannt. Obgleich in
den Programmen ein den sozialen Veränderungen
entsprechendes Frauenbild zu finden ist, das neben
der berufstätigen Frau auch Alleinerziehende oder
nichteheliche Lebensgemeinschaften anspricht,
und obwohl besonders Anfang der achtziger Jahre
in Veröffentlichungen und Reden der Liberalen
Themen und Forderungen der Frauenbewegung
aufgegriffen wurden — beispielsweise die Finanzie-
rung von Frauenhäusern, Abschaffung von Leicht-
lohngruppen für Frauen, Anrechnung und Erhö-
hung von Kindererziehungszeiten in der Rente auch
für Erwerbstätige —, fielen frauenpolitische Initia-
tiven zunehmend wirtschafts- und arbeitsmarktpoli-
tischen Überlegungen oder dem Koalitionskalkül
zum Opfer.

39) Nach heutigem Recht kann der Anspruch auf Unterhalt
„versagt, herabgesetzt oder zeitlich begrenzt“ werden, wenn 
dem Berechtigten ein „offensichtlich schwerwiegendes, ein-
deutig bei ihm liegendes Fehlverhalten . . . zur Last fällt“.
Der Unterhalt kann selbst dann gestrichen werden, wenn der
Berechtigte Kinder erzieht, was früher ausgeschlossen war.
Vgl. Barbelies Wiegmann, Das neue Scheidungs-Un-Recht,
in: Feministische Studien. (1986) 2, S. 82 ff.
40) Ulrich Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine
andere Moderne, Frankfurt 1986, S. 198.

41) Auf Initiative der Humanistischen Union eingebracht,
forderte es das Verbot von direkter und indirekter Diskrimi-
nierung von Frauen und Männern aufgrund ihres Ge-
schlechts für die Bereiche Arbeit, Erziehung, Geschäftsver-
kehr, Dienstleistungen. Justiz, Werbung und Medien. Vgl.
Renate Augstein, Antidiskriminierungsgesetz, in: J. Beyer/
F. Lamott/B. Meyer (Hrsg.), Frauenhandlexikon. Stich-
worte zur Selbstbestimmung, München 1983, S. 26 f.

Zur Frage der innerparteilichen Frauenförderung
durch Quotierung gibt es unterschiedliche Voten.
Während offiziell und mehrheitlich Quoten als ver-
fassungs- und wettbewerbswidrig abgelehnt wer-
den,- propagieren manche FDP-Politikerinnen



Frauenförderpläne mit — wie es so schön heißt —
„numerischen Zielvorgaben“. Gemäß der Wunsch-
vorstellung: „Die FDP-Frauen kommen langsam
aber gewaltig“42) beschloß die Partei 1986 die
„Konzertierte Aktion für Frauen“ und 1987 einen
Frauenförderplan, um den weiblichen Anteil in
Entscheidungsfunktionen entsprechend dem Mit-
gliederanteil (gegenwärtig 25 Prozent) zu erhöhen.
In den achtziger Jahren hat die FDP an frauenpoli-
tischen Gesetzen die steuerliche Absetzbarkeit von
Haushaltshilfen bei Kinderbetreuung eingebracht
und das Beratungsgesetz zum § 218 zu verhindern
geholfen. In den Koalitionsvereinbarungen für den
11. Bundestag machten die Liberalen die Beibehal-
tung der Finanzierung des Schwangerschaftsab-
bruchs auf Krankenschein zur Bedingung. Einer
formalen Gleichrangigkeit entsprechend, beschloß
der Kieler Parteitag 1987, daß Frauen künftig „frei-
willig und gleichberechtigt auch an der Waffe in den
Dienst der Bundeswehr treten können“43 ).

42) Alexandra Gräfin Lambsdorff, frei nach einem Lied von
Ina Deter.
43) „Frauen und Bundeswehr“, Beschluß des 38. ordentli-
chen Bundesparteitages der FDP in Kiel vom 576. Septem-
ber 1987, S. 3.

44) So führte der Abgeordnete Detlev Kleinert das Weniger-
Staat-Argument gegen die Kriminalisierung der Vergewalti-
gung in der Ehe an, entgegen dem Beschluß des Kieler Par-
teitages, in: Neue Bonner Depesche, (1982) 6.
45) Auf dem Parteitag in Münster wurde 1988 die stufenweise
Umsetzung einer 40 Prozent-Frauenquote beschlossen. Sie
soll für Parteifunktionen in zwei Schritten erfolgen: sofort ein
Drittel, ab 1994 mindestens 40 Prozent. Für die Mandatsver-
gabe sind drei Schritte vorgesehen: ab 1990 mindestens ein
Viertel, ab 1994 ein Drittel, ab 1998 mindestens 40 Prozent
eines jeden Geschlechts.
46) Sie hat 1990 mit rund 250 000 Frauen mehr weibliche
Mitglieder als alle anderen im Bundestag vertretenen Par-
teien zusammen.

Da die Wirtschaftspolitik das wichtigste Terrain der
FDP ist, werden hier auch die Weichen für die Frau-
enpolitik gestellt. Die Liberalen plädieren für fle-
xible Arbeitsverhältnisse, die Veränderung der La-
denschlußzeiten, die Abschaffung des Nachtar-
beitsverbots für Arbeiterinnen oder lehnen teil-
weise auch den Erziehungsurlaub ab, da sich diese
Voraussetzungen im Endeffekt auf dem Arbeits-
markt frauenfeindlich auswirken würden.

Die FDP präsentiert ein Frauenbild, das orientiert
zu sein scheint am Modell einer gebildeten, qualifi-
zierten, frauenpolitisch moderat auftretenden,
gleichwohl dynamischen (Jung-)Untemehmerin.
Das frauenpolitische Profil der Liberalen ist wider-
sprüchlich: Einerseits thematisieren sie heikle Pro-
blemlagen von Frauen — wie Vergewaltigung in
der Ehe, Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt, in
der Werbung, der Politik —, andererseits werfen
sie emanzipatorischen Ballast ab, wenn es um wirt-
schaftlichen Aufschwung geht. Die tendenzielle
Unvereinbarkeit zwischen frauenpolitischen Forde-
rungen (Kündigungsschutz bei Erziehungsurlaub,
gesicherte Teilzeitarbeit, Ausbau staatlicher Kin-
derbetreuung) und wirtschaftspolitischen Imperati-
ven (finanzielle Entlastung von Unternehmen, Lei-
stungsgesellschaft versus Ausbau des Sozialstaates)
stellen besonders die Liberalen vor politische Ent-
scheidungszwänge. In der Koalition mit der CDU/
CSU ist die FDP in diesem Zielkonflikt eher wirt-
schaftspolitischen Prioritäten gefolgt.

Ein Argument liberaler Politik, das auch im Rah-
men frauenpolitischer Diskussionen auftaucht, lau-
tet, der Staat habe sich aus dem Privatbereich seiner
Bürgerinnen und Bürger weitgehend herauszuhal-

ten44 ). Wirtschaft und Familie zählen nach Mei-
nung von Liberalen zu den privaten, vorpolitischen
Bereichen, in die der Staat nicht einzugreifen, son-
dern die er zu schützen habe. Im 19. Jahrhundert
hatte diese Ausgrenzung des Marktverkehrs und
der Privatsphäre eine gewisse Plausibilität. Im Zeit-
alter des Interventions- und Wohlfahrtsstaates ist
die schroffe Trennung zwischen Öffentlichkeit und
Privatem durchbrochen. Ihre uneingeschränkte
Verteidigung und der Wunsch, die „heile Familie“
vor den Gefahren gesellschaftlicher Einflüsse oder
staatlicher Eingriffe bewahren zu wollen, ist frauen-
politisch problematisch, weil der ideologische Re-
kurs auf Staatsfreiheit das traditionelle Dominanz-
und Abhängigkeitsverhältnis zwischen den Ge-
schlechtern „schützt“, anstatt die Gleichberechti-
gung der Frauen wirklich zu forderen.

3. Die SPD

Nachdem sie seit 1982 nicht mehr die Regierungs-
verantwortung innehatte, konnte die SPD als Partei
mit der längsten frauenpolitischen Tradition relativ
handlungsentlastet ihr frauenpolitisches Profil
runderneuern. Sie reagierte in den achtziger Jahren
zunehmend auf den außerparlamentarischen Druck
der Frauenbewegung und auf die immer entschie-
deneren Forderungen von SPD-Frauen nach inner-
parteilicher Partizipation. Die Partei konnte auf
Bundesebene als Opposition manche scharfe Kritik
an frauenpolitischen Gesetzesentwürfen der Regie-
rung Kohl vorbringen, stand dabei aber gleichzeitig
auf Landesebene und parteiintern unter verstärk-
tem Legitimationszwang.

Noch in den siebziger Jahren hatte die SPD Quo-
tenregelungen zur innerparteilichen Gleichstellung
von Frauen mehrheitlich abgelehnt. Zehn Jahre
später gibt es eine satzungsmäßig vorgeschriebene
Mindestrepräsentanz von Frauen bei der Vergabe
von Parteifunktionen und Mandaten, die bis 1994
erreicht werden soll45 ). In der SPD sind mit Ab-
stand die meisten Frauen politisch organisiert46).
Als Novum in der Parlamentsgeschichte der Bun-
desrepublik gilt die mehrheitlich mit Frauen be-
setzte Landesregierung von Berlin, die von dem
SPD-Regierungschef Walter Momper Anfang 1989
gebildet wurde. In Hamburg nahm 1979 die erste
„Leitstelle zur Gleichstellung der Frau“ ihre Arbeit
auf. Ihr folgten bundesweit mehr als 400 kommu-



nale Stellen von Frauenbeauftragten, deren Anzahl
und Befugnisse in SPD-regierten Ländern immer
noch eindeutig größer sind als in CDU/CSU-regier-
ten. In Nordrhein-Westfalen wurde 1989 ein
Gleichstellungsgesetz für den öffentlichen Dienst
verabschiedet. Ende 1988 präsentierte die SPD den
Entwurf für ein Bundes-Gleichstellungsgesetz, der
eine Verschärfung des Arbeitsschutzes vorsieht so-
wie die Pflicht zur Frauenförderung durch Quoten
für den Öffentlichen Dienst und der staatlich sub-
ventionierten Privatwirtschaft. Die Kritik der SPD-
Opposition zielte auf die wachsende Frauenarbeits-
losigkeit, auf die Familien- und Sozialpolitik der
Regierung, insbesondere auf das Scheidungsfolgen-
recht von 1986, sowie auf die Tendenz der Regie-
rung, eine Rollenfestschreibung der Frau als Mutter
zu erhärten, z. B. durch die Bundesstiftung „Mut-
ter und Kind. Schutz des ungeborenen Lebens“.

Die Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer
Frauen (ASF) hat bei der Formulierung frauenpo-
litischer Themen entscheidenden Anteil. Wichtig-
stes Anliegen ist ihr die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf mit der Forderung nach Verkürzung der
täglichen Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich für
Mann und Frau.

Die ökonomische Bedeutung der Frauenerwerbstä-
tigkeit und das Recht von Frauen auf qualifizierte
Berufsausbildung und Beschäftigung stehen tradi-
tionell im Mittelpunkt sozialdemokratischer Frau-
enpolitik. Die Forderungen, die sich daraus erge-
ben, stimmen überwiegend mit denen der Gewerk-
schaften überein: Die Doppelbelastung der berufs-
tätigen Frau ist der Angelpunkt und prägt das da-
hinter stehende Frauenbild: die Arbeitnehmerin
zwischen Familien- und Berufspflichten, den Un-
wägbarkeiten des Marktes ausgeliefert. Dies ist ein
modernes, problemorientiertes Frauenbild, das al-
lerdings in den letzten Jahren weniger eindeutige
Konturen aufweist.

Die Bedeutung, die die Erwerbsarbeit in modernen
Industriegesellschaften gewonnen hat und die so-
zialen Folgekosten der technologischen Entwick-
lung bilden die Problemachse und die Ambivalenz
frauenpolitischer Schwerpunktsetzungen der SPD.
Der Gedanke, daß ein durch Subventionen beflü-
gelter technischer Fortschritt mit einer gesamtge-
sellschaftlichen Emanzipation gleichzusetzen sei,
hat lange Zeit Politikkonzeptionen der Sozialdemo-
kratie geprägt. Die fortschrittliche Aufgabe von
Naturwissenschaft und Technik im 19. Jahrhun-
dert, die Abhängigkeit des Menschen von der äuße-
ren Natur zu vermindern und Wohlstand und Le-
bensqualität für breitere Bevölkerungskreise zu ge-
währleisten, ist im 20. Jahrhundert problematisch
geworden. In dem Maße, wie es durch Entwick-
lung modernster Technologien ermöglicht wird,
menschliches Leben auszulöschen oder im Rea-
genzglas zu produzieren, hat sich das emanzipatori-
sche Potential von Wissenschaft und Technik im-
mer mehr erschöpft und in sein Gegenteil verkehrt.

Dennoch scheint bei der SPD die Abwägung von
Risiken und Chancen neuer Technologien in die
Richtung zur Weiterentwicklung des technischen
Know-how bei Minimierung der Folgeschäden zu
gehen. Solche Prioritäten politischer Entscheidun-
gen stehen zunehmend quer zu frauenpolitischen
Konzeptionen und Zielvorgaben. Dies geschieht
beispielsweise im Fall der Computerisierung und
Rationalisierung von Frauen-(Büro-)Arbeitsplät-
zen.

Insgesamt hat sich die SPD frauenpolitisch emanzi-
piert. Der Quotenbeschluß berücksichtigt struktu-
relle Barrieren für Frauen und führt dazu, daß in
wichtigen Parteigremien nicht nur „Alibi“-Frauen
zu finden sind und daß überproportional viele Neu-
eintritte von (jüngeren) Frauen verzeichnet wer-
den47 ). Als Arbeitnehmer(in)-Partei setzt sich die
SPD besonders für Schutzgesetze der lohnabhängi-
gen Frau (und Mutter) ein. Allerdings stellt sie
weder dem technologischen Wandel im Bereich der
Veränderung von Frauenarbeitsplätzen langfristige
Konzeptionen entgegen, noch beweist sie durch den
Ausbau von Kleinkinder-Betreuungseinrichtungen
oder Ganztagsschulen ein praktikables Konzept für
die „Wahlfreiheit“.

47) Unter den Frauen, die 1989 der SPD beitraten, sind rd.
30 Prozent unter 30 Jahren und ca. 60 Prozent unter 40 Jah-
ren. Vgl. Presseservice der SPD vom August 1989.

Nach wie vor lehnt die SPD den Ausbau von Teil-
zeitarbeitsplätzen ab, da diese wenig qualifiziert
seien, kaum Aufstiegschancen böten und zu Zwek-
ken der Rationalisierung mißbraucht würden. Die
Gegenüberstellung von Teilzeitarbeit versus Ver-
kürzungen der täglichen Arbeitszeit schafft eine
unnötige Polarisierung. Mit der klassischen Fixie-
rung auf Vollzeiterwerbstätigkeit kann die SPD rea-
listischerweise heute den vielen Frauen, die vor al-
lem Teilzeitarbeit suchen, nicht helfen. Ebensowe-
nig untermauert die SPD die Forderung der ASF
nach Umverteilung der Familienarbeit auch auf
Männer mit arbeitsmarktpolitisch akzeptablen Al-
ternativen. Eventuell ist hier ein stärkerer Druck
von den durch Quotierung zunehmend in Partei-
funktionen aufrückenden Frauen zu erwarten. Ihr
Einfluß in der Partei wird langfristig wachsen.

4. Die GRÜNEN

Die GRÜNEN — Ende der siebziger Jahre als Par-
tei gegründet — vertreten seit 1983 die neuen sozia-
len Bewegungen im Deutschen Bundestag. Sie sind
eine untypische Partei und können nur schwer mit
den anderen verglichen werden. Die sogenannte
„Doppelstrategie“ — Einbindung in soziale Bewe-
gungen und Beteiligung am parlamentarischen Ent-
scheidungsprozeß — hat die GRÜNEN von parla-
mentarischen Handlungszwängen entlastet und ih-
nen die Möglichkeit zu einer Radikalisierung öf-
fentlicher Kritik gegeben, wie dies bei traditionel-
len Parteien unüblich ist. Bis auf die Ausnahmen in



Hessen, Hamburg und Berlin gab die fehlende Ein-
bindung in Regierungskoalitionen den GRÜNEN
das Privileg, relativ ungezügelt und mit einem nor-
mativ-moralischen Überschwang Programme und
Visionen ihrer Politik zu entwerfen. Sie profitierten
insbesondere in ihrer Frauenpolitik von der zuneh-
menden öffentlichen Politisierung des Geschlech-
terverhältnisses durch die Frauenbewegung. Der
relativ hohe Frauenanteil bei den GRÜNEN ist
darauf zurückzuführen, daß sich viele Frauen, die
aus der Frauenbewegung stammen, politisch bei
den GRÜNEN engagieren. Eine gezielte Frauen-
förderung ist fester Bestandteil von Parteiprogram-
matik und -Struktur.
Durch ein Frauenstatut in der Satzung wollen die
GRÜNEN konkrete und verbindliche Maßnahmen
ergreifen, um die Position von Frauen parteiintern
zu stärken. Als wichtigste Maßnahme gilt das Reiß-
verschlußprinzip bei Wahlüsten (ungerade Listen-
plätze stehen Frauen zur Verfügung), die paritäti-
sche Besetzung des Präsidiums und die Bildung der
Bundesarbeitsgemeinschaft Frauen. Der Beschluß
einer 50-Prozent-Quotierung aller Mandate, Funk-
tionen und Arbeitsplätze, das „Feminat“ in Bonn,
die erste Frauenfraktion im Hamburger Senat oder
Frauenlisten prägen die gewollte frauenpolitische
Offensive der neuen Sammelbewegungs-Partei.
Die Themen grüner Frauenpolitik sind überwie-
gend deckungsgleich mit denen der Frauenbewe-
gung. Das Spektrum reicht von ehemals der Privat-
sphäre zugeordneten Problemen — wie Gewalt ge-
gen Frauen, sexueller Mißbrauch — über die Strei-
chung des § 218 zur Quotierung aller Erwerbsar-
beitsplätze und neuen Modellen der Teilzeitarbeit
und des Eltemurlaubs. 1985/86 legten die GRÜ-
NEN den Entwurf für ein Antidiskriminierungsge-
setz vor, das mit der Generalklausel die Diskrimi-
nierung speziell von Frauen für unzulässig erklärt.
Verboten werden soll jede Benachteiligung am
Ausbildungs- und Arbeitsplatz sowie in allen gesell-
schaftlichen Bereichen. Die Reduzierung von
Frauen auf ihre Gebärfähigkeit, ihre Lebensform
oder ihr Alter und die Fixierung von Rollenkli-
schees sollen strafbar sein. Neuere Gesetzesent-
würfe wenden sich gegen die rechtliche Diskrimi-
nierung von Prostituierten und ungeschützte Teil-
zeitarbeit. Ein erneuter Vorschlag der GRÜNEN

für ein Antidiskriminierungsgesetz, der eine Frau-
enquote von 50 Prozent bei allen Arbeitsplätzen
sowohl in der privaten Wirtschaft als auch im öf-
fentlichen Dienst vorsieht, wurde von der Mehrheit
des Bundestags am 22. Juni 1990 abgelehnt (ein
ebenfalls abgelehnter SPD-Entwurf beschränkte
die Quotierung auf den öffentlichen Dienst).

Mit öffentlichen Foren, Bundesfrauenkonferenzen,
Anhörungen, Kongressen versuchen die GRÜ-
NEN, frauenpolitische Themen öffentlich breit zu
diskutieren48). Ab Mitte der achtziger Jahre läßt
sich eine Verlagerung von den klassischen Frauen-
themen feststellen. Erste Versuche der zu zwei
Drittel durch Frauen besetzten Bundestagsfraktion
in den Bereichen Verkehrs- und Wohnungsbaupo-
litik oder im Rentenrecht sind wahrzunehmen. Das
Frauenbild der GRÜNEN ist orientiert an einer
jugendlichen, selbstbewußten Frau, die ihr Inter-
esse an eigenständiger ökonomischer Absicherung
durch Berufstätigkeit mit dem Wunsch nach gleich-
berechtigter Partnerschaft und Kindererziehung zu
verbinden sucht. Die Frauen der GRÜNEN stehen
unter einem besonderen Leistungs- und Rechtferti-
gungsdruck. Bei rund 38 Prozent Mitgüederanteil
sollen sie die Hälfte aller Funktionen überneh-
men.

48) 1985 und 1988 die Kongresse „Frauen gegen Gen- und
Reproduktionstechnik“, 1986 Kongreß „Frauen und Ökolo-
gie“, 1986 Kongreß „Mit Kindern leben — Mütter werden
laut.“ Das „Müttermanifest“ entfachte 1987 eine breite öf-
fentliche Kontroverse.

Obgleich die Frauenpolitik der GRÜNEN in den
Parlamenten kaum konkrete Erfolge in Form von
verabschiedeten Gesetzen aufweist, ist eine Verän-
derung der politischen Kultur festzustellen. Daß
heute keine Partei mehr über Frauenquoten lä-
chelnd hinweggehen kann, war vor zehn Jahren
nicht abzusehen und ist auch den GRÜNEN zu ver-
danken. Zusammen mit der Frauenbewegung ge-
lang ihnen eine Zuspitzung der Geschlechterfrage.
Der Ruf nach politischer Partizipation und ver-
mehrtem Einfluß von Frauen hat eine geheimnis-
volle Anziehungskraft über Parteigrenzen hinweg.
Die Sensibilität gegenüber geschlechtsspezifischen
Diskriminierungen ist gestiegen. Die traditionelle
Politik hat durch die Frauenpolitik der GRÜNEN
teilweise dazugelernt, diese vielleicht auch bloß ver-
einnahmt oder die Zeit genutzt, ihre Gegenstrate-
gien zu verstärken. Dennoch gibt es heute eine brei-
tere Akzeptanz von Frauenpolitik, die historisch
ein neues Phänomen darstellt.

III. Resümee

Alle Parteien haben auf den Erosionsprozeß der
bürgerüchen Familie mit ihren ehemals stabilen
Rollen- und Statuszuweisungen und auf die gestie-

genen Ansprüche von Frauen auf berufliche und
öffentliche Partizipation reagieren müssen. Sie ha-
ben dies in sehr unterschiedlicher Weise getan. Ihre
Frauenpolitik ist, wie an den Reformdebatten der
fünfziger bis achtziger Jahre gezeigt werden konnte,
oftmals nicht mehr als eine schon im Ansatz über-
holte Geste, die der gesellschaftlichen Modernisie-
rung durch technologischen Wandel und neue Le-



bens- und Bewußtseinsformen nur mühsam hinter-
hereilt.

Während CDU und CSU bis Anfang der achtziger
Jahre die Destabilisierung der patriarchal organi-
sierten Familie vorwiegend mit moralischen Appel-
len zu bannen suchten, haben sie sich in den ver-
gangenen Jahren frauenpolitisch als erstaunlich
lernfähig erwiesen. Ihr Frauenbild ist zeitgemäßer
und flexibler geworden, denn das traditionelle
Wunschbild einer harmonischen Familie mit die-
nender Mutter läßt sich vor dem Hintergrund der
modernen technischen Entwicklung und gestiege-
ner Erwerbsbeteiligung von Frauen nur noch
schwer rechtfertigen. Dem Prozeß der Enttraditio-
nalisierung von Institutionen und Wertvorstellun-
gen und der Individualisierung von Lebensentwür-
fen hat die CDU aber noch keine kohärente Kon-
struktion ihrer Frauenpolitik entgegenzusetzen.
Hier wirkt der familiale Traditionalismus der CDU
als Modernisierungsbremse.

Die FDP war durch ihre Koalitionswechsel 1969
und 1982 mehrmals genötigt, sich in ihrer Frauen-
politik mit dem jeweiligen Koalitionspartner abzu-
stimmen. Ihr wurde dieser Anpassungsprozeß da-
durch erleichtert, daß Frauenpolitik weder prak-
tisch noch ideologisch zu ihren Hauptpolitikfeldern
gehört. Ihr Frauenbild ist vergleichsweise stabil ge-
blieben. Seit rund zwanzig Jahren orientiert es sich
an Werten einer modernen Leistungsgesellschaft
mit Bildung und Berufsqualifikation auch für
Frauen. Das Selbstbestimmungsrecht für Frauen
wird zwar in der Privatsphäre von den Liberalen
weitgehend anerkannt, arbeitsmarkt- und wirt-
schaftspolitisch allerdings der Macht des Stärkeren
preisgegeben. Die Frauenpolitik der FDP orientiert
sich an widersprüchlichen Imperativen, nämlich de-
nen einer frauenbezogenen Qualifizierungspolitik
und denen der technologischen Modernisierung,
die auf die Herstellung gleicher Startchancen im
Zweifelsfall nicht warten mag.

Die SPD hat in überwiegenden Teilen Probleme
der gesellschaftlichen Modernisierung in ihrer
Frauenpolitik aufgenommen. Das Frauenbild hat
sich gewandelt von der ehemaligen (Kampf-)Ge-
nossin zur erwerbstätigen, doppelbelasteten, teil-
weise auch akademisch gebildeten Arbeitnehme-
rin. Vor allem die ASF bringt hier problemnahe
Elemente mit ein. Dennoch herrscht in weiten
männlichen Teilen der SPD immer noch ein tradi-
tionalistischer Impuls der Abwehr einer allzu vehe-
menten Verselbständigung von Frauen. So bewegt
sich die Frauenpolitik der SPD zwischen dem kom-
pensatorischen Versuch, Frauen für erfahrene Dis-
kriminierungen zu entschädigen und der Absicht,

mit ihnen gemeinsam Strukturen und Inhalte der
der Politik innovativ zu verändern. Gleichwohl be-
steht auch für die SPD das Problem der zum Teil
widersprüchlichen Entwicklungsdynamik von frau-
enpolitischen Forderungen und technologischem
Wachstum mit arbeitsmarktpolitischen Konsequen-
zen. Die ambivalenten Imperative von Wirtschafts-,
Technologie- und Frauenpolitik können langfristig
nicht durch die Erhöhung des Frauenanteils in Par-
teipositionen und durch traditionelle Arbeits-
schutzpolitik geglättet werden.

Die GRÜNEN sind ein Produkt der neuen sozialen
Bewegungen und transportieren, zumindest in den
von Feministinnen bestimmten Teilen, ein verän-
dertes, emanzipatorisches Frauenbild, nämlich das
einer selbstbewußten Frau, die soziale, ökonomi-
sche und politische Benachteiligungen nicht mehr
hinzunehmen bereit ist. Die Forderung der Frauen-
bewegung nach Neubewertung weiblicher Produk-
tions- und Reproduktionsarbeit und nach Umwäl-
zung der gesellschaftlichen Strukturen, die von der
bisherigen Minderbewertung weiblicher Arbeit
profitieren, sind am konsequentesten von den
GRÜNEN aufgenommen worden. Die Politik der
quantitativen Erhöhung des Frauenanteils durch
Quoten sollte nicht gedacht werden als Anpassung
an gegebene Strukturen, sondern als der Einbezug
einer bisher aus der Politik verdrängten weiblichen
Kultur, und damit als Veränderung, als Feminisie-
rung der „Männergesellschaft“. An diesem hohen
Anspruch müssen sich die GRÜNEN messen las-
sen, und an ihm drohen die zahlreichen innerpartei-
lichen Konflikte und frauenfraktionelle Spaltungen
zu scheitern. Bisher haben die GRÜNEN noch
keine umfassende frauenpolitische Alternative her-
vorgebracht. Das Antidiskriminierungsgesetz ist
erst ein Anfang. Es bleibt abzuwarten, ob die
frauenfreundlichen Impulse ihrer Anfangsjahre in
Phasen der parlamentarischen Beteiligung und
machtpolitischen Verteilungskämpfe hinübergeret-
tet werden können.

Durch die Frauenbewegung ist das traditionelle Ge-
schlechterverhältnis zwar nicht umgewälzt, aber in
gehörige Unordnung geraten. Männer haben heute
größere Widerstände zu erwarten, wenn sie ihre
traditionelle Rollendominanz ausspielen und weib-
liche Ansprüche übergehen möchten. Frauen selbst
nehmen sich vermehrt das Recht, für sich zu ent-
scheiden. Ihre Selbstbestimmungswünsche und Er-
wartungen auf ein Stück eigenes, erfülltes Leben
sind gestiegen. Zu beobachten ist ein — wenn auch
labiles — Gefühl der historischen Berechtigung, für
Benachteiligungen entschädigt zu werden, und
zwar noch in diesem Leben.



Angelika Tölke

Lebenswege von Frauen im Wandel

I. Einleitung

Aus der Sicht eines Menschen, der sich in den all-
täglichen Routinen nicht mehr zu erkennen meint
und befürchtet, in einer bereits vorstrukturierten
Existenz zu versinken, werfen Cohen und Taylor
die Frage auf: „Der Lebensplan ist eine Landkarte
unserer Existenz. Vor uns liegen die Laufbahnen
unserer Arbeit, unserer Ehe, unserer Freizeitinter-
essen, unserer Kinder und unserer materiellen
Habe. Manchmal, wenn wir diese Landkarte ge-
nauer betrachten, diese Bahnen verfolgen, die Zei-
chen entschlüsseln, sind wir seltsam beunruhigt,
durch die Vorhersagbarkeit der Reise, durch die
Exaktheit der Karte, durch das Wissen, daß das
heutige Wegstück genau wie das gestrige sein wird.
Dies und nicht mehr soll unser Leben sein?“ )1

Reagieren Menschen auf vorstrukturierte Lebenssi-
tuationen und -wege sowie auf Alltagsroutinen si-
cherlich ganz unterschiedlich, so stellt sich auch die
Frage, ob diese Sicht des Lebens eine beständige
oder eher eine vorübergehende ist. Indem durch
den gesellschaftlichen Modernisierungsprozeß Ent-
scheidungssituationen — und zwar sowohl Mög-
lichkeiten als auch Zwänge — zunehmen, ist eine
bestimmte Sichtweise unter Umständen häufiger in
bestimmten sozialen Gruppen oder in bestimmten
Lebensphasen zu erwarten.

An dieser Stelle soll nicht weiter auf den persönli-
chen Umgang mit den möglichen Routinen und
Monotonien des Alltags eingegangen werden, und
auch die subjektive Wahrnehmung und Verarbei-
tung im Hinblick auf eine zunehmende Zahl an
erforderlichen Entscheidungen stehen nicht im
Vordergrund. Statt dessen beschäftigt sich dieser
Beitrag mit der Frage, ob und in welchem Ausmaß
in den Lebenswegen von jungen Frauen in den letz-
ten drei bis vier Jahrzehnten in der Bundesrepublik
Deutschland Veränderungen durchscheinen. In-
wieweit geben die bereits faktisch gewordenen
realen Lebensverläufe Hinweise auf veränderte in-
dividuelle Möglichkeiten und auf veränderte gesell-
schaftliche Erfordernisse?

Perspektiven auf globale Veränderungstendenzen
— insbesondere auf die steigende Bildungspartizi-
pation und das Bildungsniveau sowie die zuneh-
mende Erwerbsbeteiligung, vor allem von verheira-

teten Frauen mit Familie — verleiten zu der Ein-
schätzung eines ständig zunehmenden Fortschritts
im Leben von Frauen ). Hierbei bleibt unberück-
sichtigt, inwieweit diese gesamtgesellschaftlichen
Wandlungsprozesse auch bereits die Ausformung
individueller Lebenswege entscheidend verändert
haben, und ob alle sozialen Gruppen in gleicher
Weise am Wandel partizipieren (können). Beck-
Gernsheim formuliert vor dem Hintergrund dieser
gesamtgesellschaftlichen Entwicklung unter Einbe-
ziehung der subjektiven Dimension die Frage: „Wo
sind damit im Wechsel der Frauengenerationen
neue biographische Entwicklungslinien entstanden,
die hineinführen in ein neues Stadium der Normal-
biographie: die Hoffnung, aber auch der Zwang zu
einem Stück ,eigenem Leben"?" ) Sie zielt in dieser
Frage nicht nur auf das Ausmaß und die Kristalli
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-
sationspunkte der Veränderungen im Leben von
Frauen ab, sondern weist auch auf die Chancen
sowie die Problematik und Risiken hin, die dieser
Prozeß für die einzelne Frau in sich birgt. So eröff-
net der Wandel nicht nur neue, erweiternde Mög-
lichkeiten der gesellschaftlichen Partizipation für
Frauen, sondern er erfordert es auch, daß von den
Individuen neue Lebensentwürfe entwickelt und
realisiert werden. Hierbei jedoch, so Beck-Gerns-
heim, sind die Lebensperspektiven von Frauen
„vorbildlos“ geworden, „offener und ungeschützter
als früher“. Denn es kann keine bruchlose Über-
nahme der durch die Müttergeneration vorgelebten
Lebenswege mehr erfolgen. Gleichzeitig sind neue
Wege gesellschaftlich nicht oder nur vage vorge-
zeichnet und institutionell nur unzureichend geeb-
net.

1) St. Cohen/L. Taylor, Ausbruchsversuche. Identität und
Widerstand in der modernen Lebenswelt, Frankfurt a. M.
1977, S. 28.

2) Vgl. E. Beck-Gernsheim, Vom .Dasein für andere* zum
Anspruch auf ein Stück .eigenes Leben*. Individualisierungs-
prozesse im weiblichen Lebenszusammenhang, in: Soziale
Welt, (1983) 34, S. 307-340.
3) Ebd., S. 310.

In diesem Beitrag wird zunächst auf die veränder-
ten gesellschaftlichen Bedingungen, insbesondere
die Ausbildungssituation eingegangen, die Frauen
in den letzten Jahrzehnten vorgefunden haben.
Wandlungstendenzen im Ausbildungsverhalten
und bei Familiengründung für Frauen unterschied-
licher Geburtsjahrgänge werden als Ausdruck der
sich verändernden Rahmenbedingungen nachge-
zeichnet. Darauf aufbauend werden die Auswir-
kungen dieses Wandels auf den weiteren Lebens-
weg auf individueller Ebene analysiert. Das Zusam-



menspiel der Lebensbereiche Familie und Erwerbs-
arbeit sowie der Einfluß des Ausbildungsniveaus
auf Unterbrechungen der Berufsarbeit werden auf-
gezeigt4).

4) Zur theoretischen Herleitung und mathematischen Mo-
dellierung siehe A. Tölke, Lebensverläufe von Frauen. Fa-
miliäre Ereignisse, Ausbildungs- und Erwerbsverhalten,
München 1989.
5) Vgl. K. U. Mayer, Lebensverläufe und Wohlfahrtsent-
wicklung. (Antrag auf Einrichtung und Finanzierung des
Sfb 3 „Mikroanalytische Grundlagen der Gesellschaftspoli-
tik“.) Frankfurt a. M.-Mannheim 1978, S. 181—217.
6) Vgl. Arbeitsgruppe am Max-Planck-Institut für Bildungs-
forschung, Das Bildungswesen in der Bundesrepublik
Deutschland, Reinbek 1984; H. Kemper, Theorie und Ge-
schichte des Bildungswesens. Eine Quellensammlung von
Comenius bis zur Gegenwart, Königstein 1984.
7) Vgl. H. Steinhaus, Zur pädagogischen Diskussion um das
Problem der Koedukation, in: J. Speck (Hrsg.), Das Pro-
blem „Koedukation“, Münster 1966, S. 44—61.

Die folgenden Analysen basieren auf retrospekti-
ven Lebensverlaufsdaten, die im Projekt „Lebens-
verläufe und Wohlfahrtsentwicklung“ im Sonder-
forschungsbereich 3 zwischen 1981 und 1983 erho-
ben wurden ); für alle5 Befragten wurde der Verlauf
des bisherigen Lebensweges erfaßt. Es wurden In-

terviews mit 2171 Männern und Frauen durchge-
führt, die zu einer der drei Geburtskohorten 1929—
1931,1939—1941,1949—1951 gehören. Bei den fol-
genden Analysen beziehe ich mich ausschließlich
auf Frauen (1 086 Fälle). Vollständig vergleichbare
Informationen über Ereignisse im Lebensverlauf
sind für alle drei Kohorten bis zum Alter von
30 Jahren vorhanden, dem Alter der jüngsten Ko-
horte zum Zeitpunkt der Erhebung; die Analysen
beschränken sich deshalb auf diese Lebens-
spanne.

II. Wandel im Ausbildungsverhalten und bei Familiengründung

1. Ausbildungsbereich

Das allgemeinbildende Schulwesen hat sowohl in
den institutionellen Regelungen als auch in den Bil-
dungszielen und -inhalten sowie in den Zugangs-
möglichkeiten in dem Zeitraum, in dem die drei
ausgewählten Geburtsjahrgangsgruppen die Aus-
bildung durchliefen, erhebliche Veränderungen er-
fahren6). Frauen, die um 1930 geboren wurden,
haben in der Zeit des Zweiten Weltkrieges ein
Schulsystem durchlaufen, das durch die Ideologien
und Praktiken der Nationalsozialisten geprägt war.
Obwohl das dreigliedrige Schulsystem bereits frü-
her etabliert worden war, bedienten sich die Natio-
nalsozialisten einiger Merkmale zur Verwirkli-
chung ihrer Ziele. Bereits nach der Grundschulzeit
wurden die Schüler auf die drei Schultypen verteilt,
und zwar weitgehend in Abhängigkeit vom sozialen
Status der Eltern. Auf diese Weise wurden sehr
früh berufliche Perspektiven und Lebenswege vor-
strukturiert. Koedukation war weder im öffentli-
chen noch im privaten Schulsystem verankert; wur-
den Jungen und Mädchen gemeinsam unterrichtet,
so wurde dies als „Notlösung“ bewertet und nicht
als bewußt eingesetztes pädagogisches Mittel7).
Eine weitere Komponente bei der Gliederung des
Schulwesens war die Konfessionszugehörigkeit.
Wenn ein Mädchen zu dieser Zeit eine höhere
Schule besuchte, dann war es mit großer Wahr-
scheinlichkeit ein konfessionsgebundenes Mäd-

chengymnasium. Mutterschaft und Familie wurden
für Mädchen als zentrale Lebensperspektive im
Lehrplan propagiert.

„Schulen, die nur einer Teilgruppe offenstehen, tra-
dieren nicht nur bestimmte Inhalte (z. B. religiöser
Art); sie wirken auch beiläufig, indem sie jeden ein-
zelnen stets an seine Mitgliedschaft in dieser
Gruppe erinnern und so auch die Ausbildung einer
Identität fördern, die durch das zugrundeliegende
Merkmal definiert wird . . . Ähnlich erleichtert der
Besuch nach Geschlechtern getrennter Bildungs-
einrichtungen die Ausbildung einer an diesem
Merkmal orientierten Identität — und dies, ohne
daß es zum Inhalt der Ausbildung gehören
muß.“ )8

Auch im außerschulischen Bereich wurde im Drit-
ten Reich die geschlechtsspezifische Rollenvertei-
lung ideologisch massiv untermauert. Die National-
sozialisten verließen sich nicht nur auf die Schuler-
ziehung, sondern versuchten, ihre ideologischen
Vorstellungen auch über eine staatlich kontrollierte
Jugendarbeit zu realisieren.

Die fatalen Auswirkungen des Krieges auf die Aus-
bildungsmöglichkeiten sind insbesondere für
Frauen ganz offensichtlich. Die meisten Frauen der
Geburtskohorte 1929—1931 beendeten die Schul-
zeit am Ende des Krieges. Ihre Aussichten auf eine
qualifizierte Berufsausbildung waren extrem
schlecht. Das Absacken des Bildungsniveaus war zu
dieser Zeit für Frauen unabhängig von der Her-
kunftsfamilie erheblich stärker als das der Män-
ner9 ). Einige dieser Frauen mußten noch das soge-
nannte Pflichtjahr in der Landwirtschaft oder im
privaten Haushalt absolvieren. Es hatte sowohl die
Funktion, den Arbeitsmarkt zu regulieren als auch

8) K. Allerbeck/W. Hoag, Jugend ohne Zukunft? Einstel-
lungen, Umwelt, Lebensperspektiven, München 1985,
S. 80.
9) Vgl. J. Handl, Abbau von Ungleichheit im Beruf durch
bessere Bildung? Eine sozialhistorische Betrachtung, in:
W. Müller u. a., Strukturwandel der Frauenarbeit 1880—
1980, Frankfurt a. M. 1983, S. 183-215.



die Lebensperspektiven der jungen Frauen zu len-
ken. Ebenfalls bedingt durch die Situation auf dem
Arbeitsmarkt mußten Frauen Tätigkeiten überneh-
men, die traditionellerweise von Männern ausge-
führt wurden. Gleichzeitig wurde ihnen aber eine
qualifizierte Ausbildung für diese Stellen ver-
wehrt 10). Nur etwa jede dritte Frau dieses Geburts-
jahrgangs konnte eine Berufsausbildung abschlie-
ßen.

10) Vgl. D. Schubert, Frauen in der deutschen Nachkriegs-
zeit, Bd. 1: Frauenarbeit 1945-1949. Quellen und Materia-
lien, hrsg. von A. Kuhn, Düsseldorf 1984.

Frauen der nächsten Kohorte, um 1940 geboren,
kamen unmittelbar nach Kriegsende in die Schule.
Die Schulsituation war geprägt durch einen Mangel
an Schulgebäuden, fehlende Lehr- und Lernmittel,
überfüllte Klassen, und es galt zunächst, die kriegs-
bedingte Mangelsituation zu überwinden. In den
Organisationsstrukturen und pädagogischen Zielen
knüpfte man im wesentlichen an die Weimarer Zeit
an. Reformversuche, von den Besatzungsmächten
in der unmittelbaren Nachkriegszeit ansatzweise
initiiert, stießen in einigen, meist christdemokra-
tisch regierten Ländern auf Widerstand oder wur-
den in den fünfziger Jahren wieder weitgehend zu-
rückgenommen. Bis in die sechziger Jahre war das
Schulsystem trotz einiger Reformansätze noch weit-
gehend nach alten Strukturen aufgebaut. Die Schü-
ler wurden nach drei Kriterien „sortiert“, nämlich
nach sozialer Herkunft, Geschlecht und Konfes-
sion.
Zu Beginn der sechziger Jahre begann eine breite
Reformdiskussion über die Ausbildung. Sie wurde
zum einen hervorgerufen durch die Situation am
Arbeitsmarkt; man brauchte mehr und besser aus-
gebildete Arbeitskräfte. Zum anderen wurde sie sti-
muliert durch die wachsende Wahrnehmung gesell-
schaftlicher Ungleichheit. Die propagierten Ziele
waren, bislang bildungsfemen Gruppen, nämlich
Arbeiterkindern, Mädchen sowie Kindern aus länd-
lichen Regionen bessere Ausbildungsmöglichkeiten
zu eröffnen. Die 1950er Kohorte erlebte während
der Schulzeit diese Diskussion und erste Ansätze
der Umsetzung. Die Durchlässigkeit zwischen den
bestehenden Schultypen erhöhte sich, der Zugang
zu höheren Schulen nach der Grundschulzeit wurde
erleichtert und zum Teil durch Einführung von För-
der- und Orientierungsstufen zeitlich verschoben.
1971 wurde das Schülerbafög eingeführt und damit
die finanzielle Förderung der Studenten verbessert
und ausgeweitet. Im Vergleich zur Kohorte 1929—
1931 haben doppelt so viele Frauen der jüngsten
Kohorte, nämlich 72 Prozent, eine qualifizierte Be-
rufsausbildung abgeschlossen.
Nicht alle der in diesen drei Jahrzehnten propagier-
ten Ziele wurden realisiert. Einige wurden sogar
durch staatliche Maßnahmen ins Gegenteil ver-
kehrt, so z. B. die während der Zeit des National-

Sozialismus vertretene Mutterideologie durch die
gleichzeitige Mobilisierung der Frauen und Mütter
für die Rüstungsindustrie und den Arbeitsmarkt
insgesamt. Auch die Umsetzung der Bildungsziele
der sechziger Jahre erfolgte in den einzelnen Bun-
desländern zu unterschiedlichen Zeitpunkten und
in unterschiedlichem Umfang.

2. Wandel im Ausbildungsverhalten

Die Partizipation am Ausbildungssystem beinhaltet
zum einen eine berufsqualifizierende Komponente,
nämlich verbesserte Zugangschancen zu qualifizier-
ten und höher dotierten beruflichen Tätigkeiten,
die als „Nebenprodukt“ auch Lebensstil, Wohlfahrt
und persönliche Entfaltungsmöglichkeiten im au-
ßerberuflichen Bereich beeinflussen. Zum anderen
bietet sie — je nach Ausbildungsinstitution in un-
terschiedlichem Ausmaß — einen Raum für Sozia-
lisation, Reflexion und Persönlichkeitsentwicklung.
In den jüngeren Geburtsjahrgängen erfährt die
Ausbildungs- und damit auch die Jugendphase für
Frauen aller drei Schultypen eine Verlängerung.
Das Ende der Ausbildungsphase verschiebt sich mit
den jüngeren Geburtsjahrgängen für alle, und somit
sind bessere Möglichkeiten der Qualifizierung und
zumindest potentiell bessere Chancen zur persönli-
chen Weiterentwicklung und Selbstfindung gege-
ben. Gleichzeitig ist aber zu konstatieren, daß die
Art des Schulabschlusses noch immer in fast gleich-
bleibend starkem Ausmaß die Lebensphase bis zum
Alter von 30 Jahren prägt (Schaubild 1). Zwischen
den Frauen der unterschiedlichen Schulabschlüsse
gibt es einen altersmäßig deutlich versetzten Ver-
lauf der Ausbildungsphase. Die Ausbildungszeiten
haben sich hierbei für Frauen in Abhängigkeit von
der Art des Schulabschlusses in unterschiedlichem
Ausmaß verändert. Die bislang am stärksten be-
nachteiligte Gruppe von Volksschülerinnen konnte
im Vergleich zu Abiturientinnen in der Ausbil-
dungspartizipation nicht überproportional aufho-
len. Es findet zwar eine Annäherung in der Ausbil-
dungsdauer der Volksschülerinnen an Frauen mit
Mittlerer Reife statt. So differierte die Ausbil-
dungspartizipation in den vierziger Jahren zwischen
Frauen mit Volksschulabschluß bzw. Frauen mit
Mittlerer Reife im Median noch 4,5 Jahre, in der
jüngsten Kohorte, also in den sechziger Jahren,
dagegen nur noch knapp zwei Jahre. Doch die
Schere von den Volksschülerinnen zu den Abitu-
rientinnen geht weiter auseinander; sie erweitert
sich von sieben Jahren in der 1930er Kohorte auf
acht Jahre in der 1950er Kohorte. Abiturientinnen
sind in allen drei Kohorten von der Dauer der Aus-
bildung her gesehen privilegiert, das ergibt sich
schon allein aus der längeren Schulzeit. Hinzu
kommt nun, daß sie auch von der Bildungsexpan-
sion am stärksten profitiert haben. Zu berücksich-
tigen ist hierbei, daß der Anteil der Frauen, denen
früher nur der Zugang zur Volksschule offenstand.



kleiner geworden ist, also mehr Frauen die
Realschule oder das Gymnasium besuchen kön-
nen.

3. Veränderungen bei Familiengründung

Heirat

Für die zentralen Ereignisse der Familiengründung,
also Heirat und Elternschaft, werden im folgenden
Veränderungen in der zeitlichen Lagerung zum
einen als allgemeine Entwicklungstendenzen aufge-
zeigt, zum anderen werden sie als Ausdruck und
Folge veränderter gesellschaftlicher Ausbildungs-
bedingungen interpretiert. Die Eheschließung ist
ein — mit abnehmender Bedeutung — strukturie-
rendes Merkmal für den Lebensverlauf. Für Frauen
ist es in der gesellschaftlichen Wahrnehmung im
Hinblick auf die Zuschreibung des Erwachsenen-
status vielleicht sogar noch heute sozial das ent-
scheidendere Ereignis im Vergleich zur Aufnahme
der Erwerbsarbeit. Ehe und Fertilität sind in indu-
strialisierten Gesellschaften auf der individuellen
Ebene eng miteinander verknüpft. Ehen werden
zunehmend im Hinblick auf eine Realisierung des
Kinderwunsches geschlossen, und gesellschaftlich
ist Fertilität (fast) nur in der Ehe akzeptiert. Im
folgenden werden sowohl die Veränderungen beim
Zeitpunkt der Eheschließung als auch bei der Ge-
burt des ersten Kindes in Abhängigkeit von der Art
des Schulabschlusses aufgezeigt.

Frauen der Geburtsjahrgänge 1929—1931 und
1939—1941 zeigen bei Heirat in den fünfziger bzw.
sechziger Jahren noch ein sehr ähnliches Verhalten
(Schaubild 2). Ihre jeweils altersmäßig spezifizier-
ten Kurvenverläufe der Eheschließung verlaufen
parallel, wobei Frauen der 1940er Kohorte bei jeder
Altersstufe bereits einen etwas höheren Anteil ge-
schlossener Ehen aufweisen, d. h. in den sechziger
Jahren haben mehr Frauen in jüngerem Alter ge-
heiratet. Durch das sogenannte Wirtschaftswunder
waren materiell günstige Bedingungen für den Auf-
bau einer Familie gegeben, und gleichzeitig erfuh-
ren traditionelle Weiblichkeits- und Familienideo-
logien eine Restaurierung. Das Heiratsverhalten
der nachfolgenden Generation von Frauen, die
1949—1951 geboren wurden, zeigt im Alter von
Anfang 20 ebenfalls noch deutliche Parallelen zu
dem der älteren Kohorten. Der Heiratszeitpunkt
verlagert sich weiter nach vorn, d. h. auch noch zu
Beginn der siebziger Jahre heiraten mehr Frauen in
zunehmend jüngerem Alter. Mit 21 Jahren haben
bereits fast 45 Prozent von ihnen eine erste Ehe
geschlossen; für die älteren Kohorten lag der Anteil
in diesem Alter erst bei 25 bzw. 35 Prozent. In der
Altersspanne von Mitte bis Ende 20 zeichnet sich
Ende der siebziger Jahre indes eine Veränderung
ab. Bei denjenigen Frauen, die bis zum Alter von
25 Jahren noch nicht geheiratet haben, fällt die
Heiratswahrscheinlichkeit sogar unter das Niveau
der mittleren und älteren Kohorte. Verhielt sich ein
Teil der um 1950 geborenen Frauen in den siebziger



Jahren somit dem Trend entsprechend und heira-
tete zunehmend früher, so verschiebt ein anderer
Teil die Heirat entgegen dem noch anhaltenden all-
gemeinen Trend auf einen späteren Zeitpunkt oder
hat unter Umständen gar nicht die Absicht zu hei-
raten.
Diese Veränderungen sind nicht nur auf allgemeine
gesellschaftliche Bedingungen Ende der siebziger
Jahre zurückzuführen, sondern vielmehr ist zu be-
obachten, daß Frauen sich in Abhängigkeit von der
Art des Schulabschlusses zunehmend unterschied-
lich verhalten. Für Frauen der ältesten Kohorte
1929 — 1931 hatte das schulische Ausbildungsniveau
noch keinen Einfluß auf die Entscheidung, ob sie
bis zum Alter von 30 Jahren heiraten würden. Das
ändert sich bereits für die mittlere Kohorte.

Frauen mit Volksschulabschluß oder Mittlerer
Reife heiraten — dem allgemeinen Trend der sech-
ziger Jahre entsprechend — sehr früh, d. h. in jün-
gerem Alter als Frauen mit dem gleichen Ausbil-
dungsstand ein Jahrzehnt zuvor. Frauen mit Ab-
itur”) machen diese Entwicklung jedoch nicht mit;

11) Da die Fallzahl an Frauen mit Abitur in repräsentativen
Studien klein ist, können die Aussagen nur als Tendenz inter-
pretiert werden.

sie verursachen einen — in der Globalentwicklung
noch nicht registrierbaren — Gegentrend. Bei den
um 1950 geborenen Frauen wird die Ausdifferen-
zierung in Abhängigkeit vom Schulabschluß noch
augenfälliger. Abiturientinnen setzen sich erneut
deutlich vom Trend einer frühen Eheschließung ab;
neu ist, daß nun auch Frauen mit Mittlerer Reife
nicht mehr im gleichen Ausmaß dem Globaltrend
folgen. Während Frauen mit Volksschulabschluß in
den letzten drei Jahrzehnten eine zunehmende Nei-
gung zur Eheschließung und darüber hinaus zur frü-
hen Heirat zeigen — der relative Anteil der vor
dem Alter von 30 Jahren geschlossenen Ehen steigt
zwischen den Kohorten von 90 auf 95 Prozent —
sinkt diese leicht bei Frauen mit Mittlerer Reife und
in starkem Ausmaß bei Abiturientinnen (Schau-
bild 2).

Der Begriff Schulabschluß muß hierbei, wie auch
im folgenden, als Indikator verstanden werden,
denn es ist natürlich nicht das Zertifikat an sich, das
das Verhalten prägt, sondern vielmehr sind es Pro-
zesse, die sich über Jahre erstrecken und sowohl die
Dimension der Sozialisation als auch der Kognition,
den Zugang zu und die Aneignung von Informatio-
nen und Wissen betreffen. Darüber hinaus hat der
Bedeutungsgehalt dieses Merkmals im sozialhisto-



rischen Wandel selbst eine Veränderung erfahren.
Obwohl der formale Rahmen, wie die Dauer und
die mit dem Abschluß erlangten Zugangsberechti-
gungen, sich in dem betrachteten Zeitraum nicht
oder nur minimal verändert haben, kann nicht von
einem gleichen Bedeutungsgehalt des Schulab-
schlusses für das Individuum ausgegangen werden.
Die Institutionen, Bildungsinhalte und Erziehungs-
ziele haben einen Wandel erfahren. Auch eine ver-
änderte Erwartungshaltung im Hinblick auf den
Stellenwert von Bildung sowohl von elterlicher
Seite als auch von Seiten der jungen Frauen sowie
eine zunehmende Veränderung in der sozialen Zu-
sammensetzung der Mädchen, die einen höheren
Schulabschluß erreichen, muß bei der Interpreta-
tion der Indikatorvariable Schulabschluß bedacht
werden. Es ist also nicht allein die Anzahl von Jah-
ren des Schulbesuchs wesentlich, sondern es gilt,
bei der Bedeutung des Stellenwerts der Ausbildung
für den Lebensweg die allgemeinen gesellschaftli-
chen Bedingungen, unter denen sie durchlaufen
wurde, sowie die jeweiligen Ausbildungsinhalte
und -ziele mit zu berücksichtigen.

Geburt des ersten Kindes

Bei der Betrachtung der nach Kohorten und Alter
aufgeschlüsselten Anteilskurve von Frauen mit

Kind springt die Ähnlichkeit zur Anteilskurve der
geschlossenen Ehen unmittelbar ins Auge (Schau-
bilder 2 und 3), sie haben ein fast paralleles Ver-
laufsmuster. Der Anteil der Frauen, die mindestens
ein Kind haben, liegt für jede Altersstufe auf einem
etwas niedrigeren Niveau als die entsprechenden
Werte der Heiratskurve. Frauen der jüngeren Ge-
burtsjahrgänge bekommen im Durchschnitt jeweils
etwas früher das erste Kind als Frauen der jeweils
älteren Kohorte. Dieser Trend — Familiengrün-
dung in zunehmend jüngerem Alter — hält bis zum
Beginn der siebziger Jahre an. Mit 21 Jahren war in
der ältesten Kohorte erst jede fünfte (22 Prozent),
in der mittleren jede vierte (27 Prozent) und in der
jüngsten bereits jede dritte Frau Mutter geworden
(35 Prozent). In den Lebensjahren danach erfährt
bereits Anfang der siebziger Jahre der Trend eine
Verlangsamung bzw. eine Wende. Der Anteil von
Frauen mit Kind nimmt nicht weiter mit der aus
einer Verlängerung der älteren Kohorten gedach-
ten Steigerung zu. Trotz einer ähnlichen Entwick-
lung wie bei der Heirat fällt die zeitlich frühere und
stärker ausfallende Wende auf. Mit 22 Jahren liegt
der Anteil der um 1950 geborenen Frauen, die min-
destens ein Kind haben, schon unter dem der mitt-
leren Kohorte, ab 25 liegt er sogar unter dem der
ältesten Kohorte. Mit 30 Jahren haben erst 77 Pro-



zent mindestens ein Kind, in der mittleren und älte-
sten Kohorte lag der Anteil bereits bei etwa 86 Pro-
zent. Das Ausscheren aus dem Trend zur Familien-
gründung in immer jüngeren Jahren fällt bei der
Geburt des ersten Kindes also deutlicher aus als
beim Übergang zur Ehe.
Auch bei einer Differenzierung nach der Art des
Schulabschlusses findet sich die Tendenz, wie sie
sich bei der Heirat zeigte, wieder, und zwar noch
ausgeprägter. Frauen mit Volksschulabschluß hat-
ten in den fünfziger Jahren etwas früher geheiratet
als Frauen mit mittlerem und höherem Abschluß im 
selben Jahrzehnt. Genau dies wiederholt sich bei
der Geburt des ersten Kindes. Frauen der Geburts-
kohorte 1929—1931 mit Realschulabschluß und
Abitur unterscheiden sich in den fünfziger Jahren in
ihrem Verhalten beim Übergang zur Mutterschaft
kaum voneinander, die Kurvenverläufe differieren
maximal 15 bis 20 Prozentpunkte. Im Alter von
30 Jahren, also Ende der fünfziger Jahre, haben
zwischen 70 und 80 Prozent mindestens ein Kind.
In den sechziger Jahren beginnt, verfolgt an den
Frauen, die ein Jahrzehnt später geboren wurden,
der Schulabschluß — ebenso wie bei der Eheschlie-

ßung — stärker differenzierend auf das Fertilitäts-
verhalten einzuwirken. Frauen mit Abitur setzen
sich von Frauen mit Volksschulabschluß und Mitt-
lerer Reife ab. Sie haben in jeder Altersstufe nun zu
erkennbar niedrigeren Anteilen ein Kind. In der
nächsten, der jüngsten Kohorte hat sich dann in den
siebziger Jahren die Prägung des Fertilitätsverhal-
tens durch den Schulabschluß noch deutlicher her-
ausgeschält. Die Kurven mit den kumulierten An-
teilswerten liegen bei allen drei Schulabschlüssen in
jedem Alter auf deutlich unterschiedlichen Ni-
veaus. So haben z. B. mit 25 Jahren fast 65 Prozent
der Frauen mit Volksschulabschluß, 45 Prozent der
Frauen mit Mittlerer Reife, aber noch nicht einmal
zehn Prozent der Abiturientinnen mindestens ein
Kind. Im Alter von 30 Jahren haben sie sich etwas
angenähert, es besteht aber immer noch eine Diffe-
renz von fast 40 Prozentpunkten; 85 Prozent der
Frauen mit Volksschulabschluß haben mindestens
ein Kind, aber erst knapp 50 Prozent der Frauen
mit Abitur. Die Abiturientinnen sind diejenigen,
die beginnend mit der Heirat und fortgesetzt mit
der Geburt des ersten Kindes, aus dem allgemeinen
Trend ausbrechen.

III. Familie und Erwerbsarbeit

Die Veränderungen im Ausbildungsverhalten und
bei der Familiengründung sind Ausdruck und Teil
des gesamtgesellschaftlichen Wandels. Gleichzeitig
sind sie für jede einzelne Frau unmittelbar und län-
gerfristig von großer Bedeutung. Der Frage, in wel-
cher Weise diese Ereignisse auf den weiteren Le-
bensweg einwirken und wie sich ihr Einfluß in der
betrachteten Periode verändert hat, wird im folgen-
den im Hinblick auf das Erwerbsverhalten nachge-
gangen. Das Erwerbsverhalten steht in enger Bezie-
hung zur familiären Entwicklung. Das Zusammen-
spiel beider Lebensbereiche wurde bislang meist
mit dem Familienzykluskonzept ) analysiert. Ob12 -
wohl die Familie dabei als sich verändernde Einheit
wahrgenommen wird, ist die dem Konzept zugrun-
deliegende Idee eine statische und greift deshalb in
mehrfacher Hinsicht zu kurz. Das Konzept geht,
was immer wieder kritisiert worden ist, davon aus,
daß die familiäre Entwicklung von allen in gleicher
Weise durchlaufen wird. Dies betrifft sowohl das
Eintreten als auch die sequentielle Abfolge von
Ereignissen. Eine Auflösung der Familie durch
Scheidung gibt es nicht. Darüber hinaus ist die Pha-
seneinteilung viel zu grob, als daß sich unmittelbare
Auswirkungen familiärer Ereignisse auf Wechsel
zwischen Erwerbstätigkeit und Nicht-Erwerbstätig-

12) Vgl. P. Glick, Neue Entwicklungen im Lebenszyklus der
Familie, in: M. Kohli (Hrsg.), Soziologie des Lebenslaufs,
Neuwied 1978.

keit erfassen ließen. Empirischen Analysen lagen
fast ausnahmslos Querschnittsdaten zugrunde, auf
deren Basis Unterschiede zwischen Altersgruppen
in inhaltlich und methodisch unzulässiger Weise als
lebenszyklische Entwicklungen interpretiert wur-
den. Da die eigenen folgenden Analysen auf indivi-
duellen Längsschnittdaten basieren, lassen sich
Aussagen über das strukturelle Zusammenspiel von
Erwerbs- und Familienarbeit — ausgehend vom
Zusammenwirken auf Individualebene — als Pro-
zeß darstellen. Sowohl die unmittelbaren Auswir-
kungen familiärer Ereignisse (Heirat, Geburt des
ersten Kindes sowie weiterer Kinder), als auch die
von länger andauernden Statusphasen (verheiratet
— ohne Versorgungsaufgaben für Kinder sowie mit
einem bzw. mit mehreren Kindern) werden berück-
sichtigt.
Zwischen Ereignis- und Statusphasen zu differen-
zieren, ist aus theoretischen Gründen wünschens-
wert. In einer eng begrenzten Zeitspanne um ein
Ereignis herum ist mit einer deutlich erhöhten Zahl
an Erwerbsunterbrechungen zu rechnen, da unmit-
telbar Entscheidungen und deren praktische Um-
setzung anstehen. In den anschließenden Status-
phasen haben sich dagegen Routinen für den Alltag
etabliert. Die vergleichende Analyse über das Zu-
sammenwirken von Familien- und Erwerbsarbeit
auf der Basis der ausgewählten unterschiedlichen
Geburtsjahrgangsgruppen ermöglicht Aussagen
über Prozesse des Wandels.



In der Periode seit Ende des Zweiten Weltkrieges
ist der Einfluß familiärer Veränderungen auf Ent-
scheidungen über Erwerbsunterbrechungen fast
durchweg hoch. Familiäre Ereignisse strukturieren
das Leben von Frauen nicht nur im Familienbe-
reich, sondern ebenso im Erwerbsbereich und da-
mit in zwei zentralen Lebensbereichen ). Die Be13 -
deutung einzelner familiärer Ereignisse bzw. Pha-
sen hat im historischen Prozeß jedoch einen Wandel
erfahren. Es findet eine Verlagerung des Unterbre-
chungsrisikos auf spätere Phasen der Familienent-
wicklung statt. Das Ereignis der Eheschließung ist
zunehmend seltener ein kritischer Einschnitt im Er-
werbsleben, und auch die Phase des Verheiratet-
seins, wenn noch keine Kinder zu versorgen sind,
hat für Erwerbsunterbrechungen deutlich an Be-
deutung verloren. Zum Zeitpunkt der Heirat unter-
brechen zwar noch in allen drei Kohorten jeweils
signifikant mehr Frauen die Erwerbsarbeit vergli-
chen mit Frauen, bei denen unmittelbar keine Hei-
rat bevorsteht, doch nimmt der unmittelbare Effekt
der Heirat auf die Erwerbsbeteiligung in den sieb-
ziger Jahren deutlich ab. Hatten in den fünfziger
Jahren Frauen bei Heirat eine um das fünfzehnfa-
che, in den sechziger Jahren eine um das zwanzig-
fache erhöhte Neigung, eine Erwerbspause einzule-
gen, so hat sich dies auf das sechsfache in den sieb-
ziger Jahren reduziert. Nach der Heirat, also wäh-
rend der Ehe, unterscheiden sich Frauen, sofern
noch keine Betreuungsaufgaben für ein Kind anste-
hen, bereits seit den sechziger Jahren im Hinblick
auf Unterbrechungen der Erwerbsarbeit nicht mehr
von den ledigen Frauen; nicht verheiratete und ver-
heiratete Frauen ohne Kinder verhalten sich also
fast gleich.
Dagegen gewinnen Übergangsphasen zur Eltern-
schaft und die daran anschließende Phase der Ver-
sorgung und Betreuung von Kindern an Bedeutung.
Von den fünfziger zu den sechziger Jahren hat das
Unterbrechungsrisiko bei Geburt des ersten Kindes
einen erheblichen Anstieg erfahren. Waren also
Frauen der ältesten Kohorte nicht dem in den fünf-
ziger Jahren üblichen Muster gefolgt, nämlich be-
reits bei Heirat die Berufstätigkeit aufzugeben, son-
dern blieben in dieser Familienphase weiterhin er-
werbstätig, so haben sie in den anschließenden Pha-
sen der Familienentwicklung in geringerer Zahl die
Erwerbsarbeit unterbrochen als Frauen jüngerer
Geburtsjahrgänge. Diese Frauen sind vermutlich
aus einer materiellen Notwendigkeit heraus einer
Erwerbsarbeit nachgegangen. In den sechziger Jah-
ren dagegen führte die wirtschaftliche Konjunktur
bei gleichzeitig deutlich ausgeprägten geschlechts-
spezifischen Erwartungen zu einer starken Famili-
enorientierung. Ein Jahrzehnt später wird dann zu-

13) Zur mathematischen Modellierung von Lebensverlaufs-
daten vgl. N. Tuma/M. Hannan, Social Dynamics. Models
and Methods. Orlando 1984; zur inhaltlich-theoretischen
Umsetzung vgl. A. Tölke (Anm. 4).

sätzlich die Geburt eines weiteren Kindes zu einem
kritischen Punkt in der Erwerbsbiographie. War in
den fünfziger Jahren die Wahrscheinlichkeit, bei
der Geburt des zweiten Kindes die Erwerbsarbeit
zu unterbrechen nur um das dreifache höher als für
verheiratete Frauen mit einem Kind, so erhöht sie
sich in den sechziger Jahren auf das sechsfache und
in den siebziger Jahren auf das fünfzehnfache. Die
zeitliche Verlagerung bei Frauen der jüngeren Ko-
horten kann als Versuch gewertet werden, Beruf
und Familie verbinden zu wollen; im Alltag kolli-
dieren die Anforderungen häufig aber zu stark, und
Frauen legen eine Erwerbspause ein.
Der gleichzeitige Übergang in Ehe und Eltern-
schaft, die sogenannte Mußehe, hat in den fünfziger
Jahren seltener zu Unterbrechungen der Erwerbs-
tätigkeit geführt als zehn Jahre später; in den sech-
ziger Jahren war die Wahrscheinlichkeit für eine
Erwerbspause in dieser doppelten familiären Über-
gangsphase extrem hoch. In den siebziger Jahren
hat sich die Unterbrechungsneigung bei diesem
doppelten Ereignis im Vergleich zu den sechziger
Jahren dann wieder signifikant gesenkt. Für die
fünfziger Jahre läßt sich vermuten, daß das Doppel-
ereignis häufig nicht geplant war und Frauen zu-
nächst erwerbstätig bleiben mußten, um mit zur
materiellen Reproduktion beizutragen; in den sieb-
ziger Jahren dagegen wird häufig bewußt erst dann
geheiratet, wenn bereits ein Kind unterwegs ist,
und es wird versucht, die berufliche Tätigkeit fort-
zusetzen.
Neben den Ereignissen, die die familiäre Entwick-
lung abbilden, beginnt insbesondere das schulische
Ausbildungsniveau auf den Entscheidungsprozeß
über eine Erwerbsbeteiligung Einfluß zu nehmen.
In den fünfziger Jahren spielte die Ausbildung in
diesem Entscheidungsprozeß bei jungen Ehefrauen
noch keine Rolle; Frauen mit unterschiedlichen
Ausbildungswegen verhielten sich in den einzelnen
Phasen der Familienentwicklung noch sehr ähnlich.
Diese Frauen hatten während des Dritten Reiches
das Ausbildungssystem durchlaufen, das von der
Struktur her und auch in den Bildungsinhalten das
traditionelle Weiblichkeitsbild direkt förderte. In
dieser Periode wurden auch in mittleren und höhe-
ren Bildungsinstitutionen die Begrenzungen des
traditionellen weiblichen Lebenswegs nicht reflek-
tiert. Es ist sogar das Gegenteil der Fall, daß näm-
lich gerade hier ideologisch und sozialisatorisch in
den Bildungsinhalten und Prüfungen auf die Aneig-
nung des traditionellen Frauenbildes hingearbeitet
wurde, eine Situation, die Beck-Gernsheim als
„Getto weiblicher Bildungsinhalte“ charakteri-
sierte.
In den sechziger Jahren beginnt eine neue Entwick-
lung, die von den um 1940 geborenen Frauen initi-
iert und von den Frauen der nächsten Generation
weitergeführt wird. In der ersten, der kinderlosen
Phase der Ehe scheiden in den sechziger Jahren



besser ausgebildete Frauen seltener aus dem Er-
werbsleben aus als Frauen der gleichen Kohorte,
die nur eine Grundausbildung haben. Darüber hin-
aus unterscheiden sich Frauen mit Mittlerer Reife
bzw. Abitur in ihrem Unterbrechungsverhalten si-
gnifikant von Frauen mit gleichem Schulabschluß,
die zehn Jahre früher, also 1929—1931, geboren
wurden. Es hat in dieser Familienphase ein erkenn-
barer Schritt im Wandlungsprozeß stattgefunden.
Sobald jedoch Kinder zu betreuen sind, sehen bes-
ser ausgebildete Frauen der mittleren Kohorte in
den sechziger Jahren ihre Hauptaufgabe in der Ver-
sorgung der Familie und verlassen sogar mit einer
größeren Wahrscheinlichkeit den Arbeitsmarkt als
Frauen, die die Volksschule besuchten. Die tradi-
tionellen Vorstellungen von den Aufgaben einer
Frau setzen sich faktisch auf der individuellen Ver-
haltensebene durch.

In den siebziger Jahren, in denen Heirat und Ehe
für alle Frauen im Hinblick auf die Erwerbsbeteili-
gung an Bedeutung verloren haben, setzt sich der
Trend zu geringeren Unterbrechungsrisiken für
besser ausgebildete Frauen in der ersten Ehephase
noch weiter fort. Wieder scheiden Frauen mit Mitt-
lerer Reife oder Abitur in der kinderlosen Ehe-
phase seltener aus dem Berufsleben aus als Frauen

mit Volksschulabschluß des gleichen Geburtsjahr-
gangs. Darüber hinaus hat sich das Unterbre-
chungsrisiko dieser besser ausgebildeten Frauen im
Vergleich zu Frauen mit gleichem Schulabschluß,
die ein Jahrzehnt zuvor geboren wurden und in den
sechziger Jahren eine Ehe geschlossen haben, er-
neut signifikant reduziert. Zwischen den sechziger
und siebziger Jahren findet nochmals ein deutlicher
Sprung im Prozeß des Wandels statt. Auch Kinder
sind für besser ausgebildete Frauen in den siebziger
Jahren kein Anlaß mehr für eine erhöhte Neigung
für Erwerbspausen. Die Wahrscheinlichkeit, daß
Frauen mit mittlerem oder höherem Schulabschluß
in den siebziger Jahren eine Erwerbspause einle-
gen, wenn sie Kinder haben, ist bereits etwas gerin-
ger als bei Frauen mit Volksschulabschluß des
gleichen Jahrgangs, der Unterschied ist aber
— noch — nicht signifikant. Der Veränderungs-
prozeß zwischen den sechziger und siebziger Jahren
jedoch, nämlich das abnehmende Risiko für Unter-
brechungen während der Elternschaft für Abitu-
rientinnen bzw. Realschulabsolventinnen, ist von
signifikantem Ausmaß. Einen ähnlichen, aber deut-
lich schwächer ausgeprägten und nicht signifikanten
Bedeutungswandel für die Strukturierung des Le-
bensverlaufs von Frauen erfährt die berufliche Bil-
dung.

IV. Schlußbemerkung

In der Phase des jungen Erwachsenenalters, in der
Entscheidungen über Heirat und Elternschaft sowie
— fast ausschließlich für Frauen — über eine Ver-
knüpfung von Familien- und Erwerbsarbeit anste-
hen, deutet sich eine Zunahme an Entscheidungssi-
tuationen an, und es zeichnen sich Veränderungen
im Verhaltensbereich ab. Es findet jedoch kein ge-
radliniger und kontinuierlicher Wandel statt, son-
dern die Ausformung von Lebenswegen wird durch
die jeweiligen gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen geprägt. So führten die gesellschaftlichen Be-
dingungen in den sechziger Jahren mit dem enor-
men Wirtschaftswachstum und ausgeprägten ge-
schlechtsspezifischen Erwartungshaltungen zu ei-
ner starken Familienorientierung und zu einer frü-
heren Familiengründung als dies sowohl ein Jahr-
zehnt früher, also in den fünfziger, als auch ein
Jahrzehnt später, also in den siebziger Jahren, der
Fall war.
Insbesondere die in der Jugend erfahrene Ausbil-
dungssituation beginnt in den drei hier beobachte-

ten Jahrzehnten, in zunehmendem Maß strukturie-
rend auf die Lebensgestaltung Einfluß zu nehmen.
Die Veränderungen im Ausbildungsverhalten zie-
hen Veränderungen bei Familiengründung nach
sich und beeinflussen Erwerbsentscheidungen im
späteren Lebensweg. Ausbildungszertifikate eröff-
nen oder verschließen den Zugang zu bestimmten
beruflichen Positionen; diese formalen Qualifika-
tionsanforderungen sowie die Länge der allgemein-
bildenden schulischen Ausbildung haben sich in
dem hier betrachteten Zeitraum kaum verändert.
Gleichzeitig jedoch sehen wir deutliche Unter-
schiede zwischen den Frauen der drei ausgewählten
Geburtsjahrgänge in den Auswirkungen der Aus-
bildung auf den weiteren Lebensweg. Dies weist
darauf hin, daß nicht nur der Ausbildungsdauer,
sondern auch den Ausbildungsinhalten, -zielen und
-Situationen eine entscheidende Rolle für den wei-
teren Lebensweg zukommt. Sie können zu einem
qualitativen Sprung bei den individuellen Lebens-
perspektiven führen.



Annette Kuhn: Frauengeschichtsforschung. Zeitgemäße und unzeitgemäße Betrachtun-
gen zum Stand einer neuen Disziplin
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34—35/90, S. 3—15

Im letzten Jahrzehnt hat es in der Bundesrepublik vielfältige und erfolgreiche Versuche gegeben, die
Frauengeschichte, sei es als Teilgebiet der Sozialgeschichte, sei es als historische Frauenforschung oder als
feministische Geschichtswissenschaft im außer- und inneruniversitären Bereich, voranzutreiben und in
ihrem Selbstverständnis und ihrer Beziehung zu anderen Disziplinen, zu neuen wissenschaftlichen Ansät-
zen und gesellschaftlichen Bewegungen näher zu bestimmen. Diese theoretische sowie bildungs- und
gesellschaftspolitische Suchbewegung, die dazu dient, Frauengeschichte als unverzichtbaren Teil unserer
historischen Tradition sichtbar zu machen, ist noch im Gange. In der gegenwärtigen Situation geht es in der
Frauengeschichtsforschung vor allem darum, die Skepsis der Sozialhistoriker gegenüber der Frauenge-
schichte zu überwinden, ohne unverzichtbare Prämissen preiszugeben. Hierzu gehört nicht nur eine über-
zeugende, empirisch fundierte Forschungspraxis, sondern auch eine feministisch geleitete Methodologie,
die uns auf der Basis neuer Erkenntnisse aus einer historischen Patriarchatskritik und der frauengeschicht-
lichen Forschung zu einer neuen Perspektive unserer allgemeinen Geschichte verhilft.

Birgit Meyer: Frauenpolitiken und Frauenleitbilder der Parteien in der Bundesrepublik

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34—35/90, S. 16—28

1949 hatte der Parlamentarische Rat in Sachen Frauenpolitik ein entscheidendes Votum für die Gleich-
berechtigung von Männern und Frauen abgegeben, das Gesetzgebung und Rechtsprechung unmittelbar
binden sollte. Art. 3, Abs. 2 lautet schlicht und umfassend: „Männer und Frauen sind gleichberechtigt.“
Diese Formulierung machte zahlreiche Bestimmungen des Ehe- und Familienrechts ungültig bzw. verfas-
sungswidrig. Die politischen Parteien und insbesondere ihre Repräsentanten im Parlament waren aufge-
rufen, die rechtliche Gleichstellung durchzusetzen. Der Verfassungsauftrag berührte drei frauenpolitische
Kernbereiche, an denen man überprüfen kann, wie ernst es dem Gesetzgeber mit der Umsetzung der
Gleichberechtigungsforderung des Grundgesetzes war: das gesamte Ehe- und Familienrecht, das Nicht-
ehelichenrecht und das Scheidungsrecht.
Insofern werden in einem zeitlichen Längsschnitt die wichtigsten Debatten um frauenpolitische Reform-
projekte und die konfliktreiche Geschichte ihrer Durchsetzung exemplarisch analysiert: die Anpassung des
Ehe- und Familienrechts an Art. 3 GG durch das sog. Gleichberechtigungsgesetz von 1957; die Reform des
Nichtehelichenrechts Ende der sechziger Jahre und die Reform des Ehe- und Familienrechts mit der
Novellierung des Scheidungsrechts 1977. Anschließend wird die Frauenpolitik der Bundestagsparteien in
den achtziger Jahren skizziert und gefragt, inwieweit sie auf den gesellschaftlichen Erosionsprozeß tradi-
tionaler Institutionen und Leitbilder reagieren und auf die gewachsenen Ansprüche von Frauen und der
Neuen Frauenbewegung nach sozialer und politischer Partizipation eine Antwort geben können.

Angelika Tölke: Lebenswege von Frauen im Wandel
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Die Ausformung der Lebenswege ist Ausdruck einer lebensverlaufsimmanenten Entwicklungsdynamik.
Vorangegangene Erfahrungen und Ereignisse eröffnen einen Handlungsspielraum für nachfolgende Le-
bensphasen. Durch den Vergleich von Lebensverlaufsmustern von Menschen, die zu unterschiedlichen
Zeitpunkten geboren wurden und damit unterschiedliche gesellschaftliche Bedingungen vorgefunden
haben, läßt sich aufzeigen, wie diese die Struktur von Lebenswegen beeinflussen.
Für Frauen der Geburtsjahrgänge 1929—1931, 1939—1941 und 1949—1951 werden Veränderungen im
Ausbildungsbereich sowie Ausbildungsverhalten aufgezeigt. Vor diesem Hintergrund werden Wandlungs-
tendenzen beim Übergang zur Ehe und zur Mutterschaft verfolgt. Frauen mit höherem Schulabschluß
beginnen in den sechziger Jahren, sich vom allgemeinen Trend zur Familiengründung in immer jüngerem
Alter abzusetzen. Diese Tendenz setzt sich in den siebziger Jahren, getragen durch Frauen der Geburts-
jahre 1949—1951, verstärkt fort. Nun schließen sich auch Frauen mit Mittlerer Reife in ersten Ansätzen
dieser Gegenbewegung zum Globaltrend an.
Die längerfristigen Effekte veränderter Ausbildungsbedingungen werden auch für das Erwerbsverhalten
analysiert. Als allgemeine Entwicklung zeichnet sich ab, daß Frauen versuchen, Unterbrechungen der
Erwerbsarbeit zeitlich aufzuschieben. Nicht mehr die Heirat, sondern zunehmend — in den sechziger
Jahren beginnend — die Geburt des ersten Kindes, und in den siebziger Jahren zusätzlich die Geburt eines
weiteren Kindes wird zum kritischen Einschnitt in der Berufsbiographie. Auch in das Zusammenspiel von
Erwerbs- und Familienbiographie greift die Ausbildung strukturierend ein. Für Frauen mit Abitur bzw.
Mittlerer Reife ist ab den sechziger Jahren die Ehe noch seltener ein Anlaß für eine Erwerbsunterbrechung
als für Frauen mit Volksschulabschluß. Die Versorgung von Kindern ist indes für die Fortführung der
Berufsarbeit für alle eine schwierige Hürde.


